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Antrag
der Länder Rheinland-Pfalz, Bremen,  
Hamburg, Hessen

Entschließung des Bundesrates - Geburtshilfe vor Ort stärken

Die Ministerpräsidentin  Mainz, 29. Oktober 2019 
des Landes Rheinland-Pfalz 

An den 
Präsidenten des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsidenten 
Daniel Günther

Sehr geehrter Herr Präsident,

die Landesregierungen der Länder Rheinland-Pfalz, Bremen, Hamburg und Hessen 

haben beschlossen, dem Bundesrat die als Anlage beigefügte

Entschließung des Bundesrates – Geburtshilfe vor Ort stärken

zuzuleiten. 

Ich bitte Sie, die Vorlage gemäß § 36 Absatz 2 der Geschäftsordnung auf die  

Tagesordnung der 982. Sitzung des Bundesrates am 8. November 2019 zu setzen 

und anschließend den zuständigen Ausschüssen zur Beratung zuzuweisen.

Mit freundlichen Grüßen 

Malu Dreyer



 



Entschließung des Bundesrates - Geburtshilfe vor Ort stärken

Der Bundesrat möge folgende Entschließung fassen:

1. Der Bundesrat stellt fest, dass Hebammen und Gynäkologinnen und Gynäko-

logen einen wichtigen Beitrag für die medizinische Versorgung von Schwan-

geren, jungen Müttern und Neugeborenen wahrnehmen. Aus diesem Grund 

ist eine gute und ausreichende Versorgung vor Ort besonders wichtig. 

2. Der Bundesrat unterstreicht die Notwendigkeit, die Arbeitsbedingungen in der 

Geburtshilfe zu verbessern. Dazu zählen insbesondere angemessene und 

transparente Betreuungsschlüssel während der Geburt sowie rechtliche Quali-

tätsstandards durch regelmäßige Fortbildungen. 

3. Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, den Sicherstellungszuschlag 

für Hebammen zeitnah zu evaluieren. 

4. Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, zeitnah einen Gesetzesent-

wurf zur Stärkung der Geburtshilfe vorzulegen, um die Arbeitsbedingungen 

und die Personalausstattung im Bereich der Geburtshilfe zu verbessern. 

5. Der Bundesrat bittet im Rahmen dieses Gesetzesentwurfs entsprechend des 

Bundesratsbeschlusses vom 21.09.2018 (Ziffer 37 der Beschlussdrucksache 

376/18) zu prüfen, ob und wie: 

• die geplante vollständige Refinanzierung jeder zusätzlichen und jeder auf-

gestockten Pflegestelle am Bett ebenso für die Hebammenstellen im 

Kreißsaal ermöglicht werden kann; 

• die angestellten Hebammen in die für die Pflege vorgesehene vollständige 

Refinanzierung von Tarifsteigerungen einbezogen werden können; 

• die für das Jahr 2020 vorgesehene Bereinigung der DRG um die Pflege-

personalkosten und die Einführung neuer Pflegebudgets, mit der den 

Krankenhäusern die tatsächlichen Kosten der Pflege erstattet werden sol-

len, in analoger Weise auch auf den Hebammenbereich übertragen wer-

den kann; 

• der Auftrag an die Vertragspartner sowie an das Institut für das Entgeltsys-

tem im Krankenhaus, bis zum Jahr 2020 die Grundlagen für und die Um-

setzung eines neuen Finanzierungskonzeptes zu erarbeiten, um die Heb-

ammen erweitert werden kann.

Drucksache 544/19



- 2 -

Begründung: 

Zu 1:

In Deutschland kommen mehr als 98 Prozent der Kinder im Krankenhaus zur Welt, 
zudem steigen seit einiger Zeit die Geburtenzahlen wieder deutlich an. Die geburts-
hilfliche Versorgung hat daher einen großen und wachsenden Stellenwert. Dabei 
kommt der Versorgung durch Hebammen und Gynäkologinnen und Gynäkologen 
eine zentrale Bedeutung zu. Gleichzeitig ist aber festzustellen, dass in den vergan-
genen Jahren zahlreiche Geburtshilfen geschlossen wurden. Fast jedes zweite Kran-
kenhaus mit einer Geburtshilfeabteilung hat Schwierigkeiten, offene Hebammenstel-
len zu besetzen. Es gibt zu wenige Hebammen-Planstellen in den Kreißsälen, um 
eine angemessene Hebammenbetreuung während der Geburt sicherzustellen. Zu-
sätzlich können im Durchschnitt schon jetzt in jedem Kreißsaal 1,6 Hebammen-
Planstellen nicht besetzt werden.

Zu 2:

Infolge der Personalsituation werden häufig zwei, drei oder noch mehr Gebärende 
zeitgleich von einer einzelnen Hebamme betreut, wie u.a. in einem Bericht des Wis-
senschaftlichen Dienstes des Bundestages festgestellt wird. Dies hat negativen 
Auswirkungen auf die Arbeitszufriedenheit der Beschäftigten und gefährdet potentiell 
auch die Patientinnen- und Patientensicherheit. Daher müssen die Arbeitsbedingun-
gen von Hebammen dringend verbessert werden. Darüber hinaus ist der regelmäßi-
ge Besuch von Fortbildungen unerlässlich.

Zu 3:

Bereits im Rahmen der 91. Gesundheitsministerkonferenz 2018 am 20./21. Juni 
2018 in Düsseldorf haben die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senato-
ren für Gesundheit der Länder das Bundesministerium für Gesundheit aufgefordert, 
eine Evaluation der Wirksamkeit des Sicherstellungszuschlags zum Ausgleich der 
Berufshaftpflichtversicherung für Hebammen in Auftrag zu geben, um der Frage 
nachzugehen, ob das derzeitige Verfahren geeignet ist, über das Niveau des Sicher-
stellungszuschlags die steigenden Haftpflichtprämien aufzufangen.

Die von der GMK geforderte Evaluation der Wirksamkeit des Sicherstellungszu-
schlags liegt indes bisher nicht vor. Die Entwicklung der Haftpflichtproblematik sollte 
weiterhin aufmerksam verfolgt werden. Es besteht ohne eine umfassende Evaluation 
die Befürchtung, dass die bisherigen Lösungen nicht geeignet sind, das Problem der 
existenzgefährdenden Belastung der Hebammen durch drastisch steigende Haft-
pflichtprämien in ausreichendem Maße gelöst ist.

Zu 4 und 5:

Vor dem Hintergrund der unzureichenden Personalausstattung in den Kliniken sind 
dringend Maßnahmen des Bundesgesetzgebers erforderlich, um die Arbeitsbedin-
gungen in der Geburtshilfe zu verbessern.
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Mit einem besseren Personalschlüssel für Hebammen, der sich an den Bedürfnissen 
der Frauen und Kinder orientiert, wird die Arbeit in der klinischen Geburtshilfe für 
Hebammen wieder attraktiver und der Personalmangel kann damit effektiv bekämpft 
werden. Ein weiterer Ansatzpunkt könnte sein, Hebammen z.B. von Dokumentations-
und Verwaltungsaufgaben zu entlasten. Dies könnte in Modellvorhaben erprobt wer-
den.

Vor dem Hintergrund der benannten Probleme in der stationären Hebammenversor-
gung würde eine Ausweitung der Regelungen des Pflegepersonal-
Stärkungsgesetzes auf angestellte Hebammen zu einer nachhaltig spürbaren Entlas-
tung und Sicherstellung der Versorgung in der Geburtshilfe führen, da hieraus unmit-
telbar der Anreiz einer vermehrten Einstellung von Hebammen und damit ein besse-
rer Betreuungsschlüssel für die werdenden Mütter folgt. Zur Verbesserung der Stel-
lensituation müssen die Tarifsteigerungen für Hebammen vollständig von den Kos-
tenträgern refinanziert werden.

Eine noch weitergehende Reduzierung der klinischen Geburtshilfen lässt befürchten, 
dass die flächendeckende Versorgung nicht mehr gewährleistet werden kann. Dies 
könnte bei einer signifikanten Zahl von Schwangeren dazu führen, dass die vom 
Gemeinsamen Bundesausschuss festgelegte Transportentfernung zur nächstgele-
genen Geburtshilfe von 40 Minuten überschritten würde. Der vorzulegende Gesetz-
entwurf der Bundesregierung muss daher nachhaltig dazu beitragen, die klinischen 
Geburtshilfen zu stabilisieren, nicht zuletzt um gleichwertige Lebensverhältnisse 
auch in ländlichen Regionen gewährleisten zu können.
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